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EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

WBK-SR Kommission fir Wissenschaft, Bildung und Kultur des Stédnderats

KVF-SR Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen des Standerates

EU Européische Union

AGUR12 Arbeitsgruppe zur Optimierung der kollektiven Verwertung von
Urheberrechten und verwandten Schutzrechten

DFJP Département fédéral de justice et police

CSEC-CE Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des
Etats

CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des
Etats

UE Union européenne

AGUR12 Groupe de travail sur le droit d'auteur
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.03.2019
MELIKE GOKCE

Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Urheberrecht

Nachdem die WBK-SR bereits Anfang Jahr Stellung zum Entwurf zur
Urheberrechtsrevision bezogen hatte, war es in der Frihjahrssession 2019 am
Standerat, sich der Vorlage anzunehmen. Wenig Uberraschend ging in diesem ein
Riickweisungsantrag Bischof (cvp, SO) ein, welchem auch oppositionslos stattgegeben
wurde. Kommissionssprecher Noser (fdp, ZH) mutmasste, dass der Antrag wohl auf das
weitlaufige Lobbying um die Vorlage und die damit einhergehende Vielzahl an
umstrittenen Punkten zurlckzufihren sei. Konkret forderte der Antrag, dass die
Kommission ihre bisherigen Entscheide Uberpriufen und hierfir insbesondere die
aktuelle Rechtsentwicklung in der EU bertcksichtigen soll.

Im Fokus standen hierbei zwei grosse und auch umstrittene Artikel, die von der
Kommission eingebracht worden waren: Art. 13b, mit welchem der Vergltungsanspruch
der Journalistinnen und Journalisten geklart wird und Art. 37a, der die
Vergltungsentschadigung fur die Medienverlage regelt. Besonders dieser Art. 37a war
von grosser Bedeutung, da er unter dem Titel «Leistungsschutzrecht» auch im Rahmen
der aktuellen EU-Urheberrechtsreform virulent diskutiert wurde. Vereinfacht gesagt
sollen damit grosse Internetplattformen wie Google oder Facebook zur Kasse gebeten
werden, wenn sie journalistische Werke und insbesondere sogenannte «Snippets» -
Textanrisse und Artikelhinweise, die den Internetnutzern Vorabinformationen tber die
zu erwartenden Inhalte der verlinkten Seiten liefern - zugénglich machen. Dies sei
insofern relevant, weil Snippets gleichzeitig flr die Werbeeinnahmen relevante Besuche
von Websites generieren und verhindern, wie Noser erlduterte. Gerade diesen
Negativeffekt wollen die Verlage nun Uber ein Leistungsschutzrecht korrigieren, indem
eine gesetzliche Grundlage zur Beteiligung an den Werbeeinnahmen der verlinkenden
Seiten geschaffen werden soll. Noser argumentierte weiter, dass der
Kommissionsvorschlag sogar wesentlich weiter gehe als der in der EU diskutierte, da
man fur die Schweiz ein Urheberrecht von Snippets wahrend zehn Jahren vorsehe,
wahrend die EU lediglich deren zwei angedacht habe. Dies wére, wie auch Anita Fetz
(sp, BS) betonte, gleichbedeutend mit dem restriktivsten Urheberrecht in Bezug auf das
Internet. Zudem sei der Erfolg dieser Massnahme auch nicht garantiert wie man am
Beispiel von Deutschland und Spanien, wo das Schutzrecht bereits eingeftihrt wurde,
sehen koénne. Lediglich Standerdtin  Savary (sp, VD) sprach sich fur das
Leistungsschutzrecht aus und gab zu bedenken, wenn die EU dieses einflhre, drohe der
Schweiz die Isolation und somit drastische Folgen fur die Schweizer Medienlandschaft.
Die neue EJPD-Vorstehende Karin Keller-Sutter, die sich seit ihrer Wahl in den
Bundesrat zum ersten Mal in diesem grossen Dossier beweisen musste, wies darauf hin,
dass diese Regelung in der EU selbst hochst umstritten sei - so sehr, dass die Menschen
auf der Strasse dagegen demonstrierten, weil sie um ihr freies Internet flrchteten.

Im Sténderat war man sich einig darlber, dass die von der Kommission eingebrachten
Vorschlage praktisch diametral zum urspringlichen AGUR 12-Kompromiss stinden und
ohne eine gute Begrindung kaum zielfihrend sein kénnten. Dies sei nicht zuletzt auch
dem Umstand geschuldet, dass die Kommissionsberatung einem sehr engen Zeitplan
gefolgt sei und eine umfassende Diskussion somit kaum sichergestellt werden konnte.
Um aus der Standeratsdebatte keine Kommissionsdebatte zu machen, wie u.a. Filippo
Lombardi (cvp, Tl) einwandte, sei es wohl angebracht, dass sich die Kommission erneut
Uber die Vorlage beuge - auch wenn Hannes Germann (svp, SH) offensichtliche Zweifel
am Nutzen der Ruckweisung ausserte und den anderen Ratsmitgliedern vorwarf, zu
hohe Erwartungen an diese zu haben. Dennoch wurde die Vorlage nach dem
Eintretensbeschluss ohne Gegenantrag fir eine erneute Uberarbeitung an die
Kommission zuriickgegeben. '
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MOTION
DATUM: 13.06.2018
MARLENE GERBER

Medien
Radio und Fernsehen

In der Sommersession 2018 beriet der Standerat eine Motion Candinas (cvp, GR), die
Subventionen an Berg- und Randregionen von der Vergiitungspflicht befreien wollte.
In der Wintersession 2016 hatte sich der Nationalrat auf Anraten des Bundesrates dazu
entschlossen, eine abgednderte Version der Motion anzunehmen, geméss welcher
Subventionen zur Archivierung der Programme, zur Foérderung der Errichtung von
Sendernetzen aufgrund Einfihrung neuer Verbreitungstechnologien sowie zur
Aufbereitung von Sendungen flir Personen mit Horbehinderung nicht mehr langer als
vergutungspflichtige Einnahmen gelten sollten. Hingegen wirden Einnahmen aus dem
GebUlhrenanteil nach wie vor in die Berechnung der Hohe der urheberrechtlich
geschuldeten Vergltung einfliessen und nicht - wie vom Motionér verlangt - ebenfalls
davon ausgenommen werden. Mit 6 zu 4 Stimmen beschloss die KVF-SR, ihrem Rat zu
beantragen, der Version des Nationalrats zu folgen. Die Mehrheit der zusténdigen
Kommission hielt die abgeédnderte Motion fur einen austarierten Kompromiss zwischen
dem Anspruch auf Schutz geistigen Eigentums und der Sicherstellung der
Informationsversorgung in Rand- und Bergregionen. Dem Sténderat lag ferner ein von
SP- und FDP-Vertretern gestutzter Minderheitsantrag vor, der das Anliegen zur
Ablehnung empfahl und es der Schweizer Genossenschaft der Urheber und Verleger
von Musik (SUISA) und den privaten Radios Uberlassen wollte, die Vergitungspflicht zu
regeln. Zudem sei durch einen Anhang zum gemeinsamen Tarif S unterdessen eine
Forderung der Motion bereits erflllt worden (Ausnahme der Subventionierung fir
Umstellung auf DAB+). Im Rat legte Minderheitssprecherin Savary (sp, VD) ihre
Interessenbindung als Vorstandsmitglied der SUISA offen und beteuerte die Wichtigkeit
der Einnahmen aus der Vergltungspflicht gerade flr lokale Kinstler, weswegen diese
Einnahmen nicht zu schmalern seien. Gleichzeitig zeigte sie auch Verstandnis fur die
schwierige Situation der Radiostationen in Randregionen und beteuerte, diese
ansonsten immer zu unterstitzen. Unterstutzt wurde die Minderheitssprecherin von
Anita Fetz (sp, BS) und Ruedi Noser (fdp, ZH), die beide betonten, keinerlei
Interessenbindungen in der Musikbranche zu haben. Zum Schluss entschied der
Stédnderat mit 21 zu 22 Stimmen (ohne Enthaltungen) denkbar knapp zu Gunsten der
Kommissionsminderheit und erledigte den Vorstoss durch Ablehnung. 2

1) AB SR, 2019, S. 116 ff.; Antrag Bischof; NZZ, 9.3.19; BaZ, 11.3.19; AZ, 12.3.19; BaZ, NZZ, TA, 13.3.19; NZZ, 21.3.19; TA, 25.3.19; LT,
27.3.19
2) AB SR, 2018, S. 547 ff.; Bericht KVF-SR vom 30.4.18
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